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Asvlwiderrufsverfahren in Göttingen

Wir fragen die Verwaltung:

1. Wie viele Menschen welcher National i tät in Gött ingen slnd von
Asylwiderrufsvedahren betroffen?

2. Aus welchen Gründen wurden die Widerrufsveffa h ren eingeleitet?

3 Wie vielen Menschen in Gött ingen wurde bislang rm Rahmen von
Asylwrderrufsverfalr ren der Aufenthaltstitel aberkannt?

4 Welche Folgen hat die Aberkennung des Aufenthaltst i te ls für die Betroffenen?

5. Welche E rmessenssp ielrä unre hat die Verwaltung bei der Entscheidung, ob ein
Asylwiderrufsverfah ren eingeleitet werden sol l  und ber der letztendl ichen
Entscheidung über eine mögliche Aberkennung des Aufenthaltst i tels?

Der Rat hat bei der Verabschiedung des Haushaltes 2008 u.a. das pol i t ische Ziet
formuIert:

,,Mögtichst vielen Ausländerlnnen soll ein dauerhafter Aufenthalt in Deutschland
ermöglicht tilerden."

Wrrd cliese Vorgabe mit Blick auf clie Einleitung von Asylwid errufsverfah ren konsequent
in Verwaltu ngshand eln umgesetzt?

6 Verzichtet die Verwaltung in jedem Falle auf die Einleitung eines
Asy'wide"rufsveda h rens, wenn dies vom Gesetzggber nicht;4ingend
vorqescnr ieben 's t?  l1ZrV-  4  .'  
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Asylwiderrufverfahren in Göttingen

Die Asylwiderrufsverfahren werden aufgrund der zuständigkeit eigenverantworflich vom
Bundesamt für Migrat ion und Flüchf l inge durchgeführt .  Gründsatzt ich kann das Bundesamt
in jedem Fall ein widerrufsverfahren einleiten, wenn sich die politische situation im
Herkunftsland des Migranten oder seine persönliche situation geändert hat. Die Anfragen
können daher nur zum Teil beantwortet werden.

unter Berücksrchtigung dieser Tatsache werden die Anfragen wie folgt beantvvortet:

1.  Wie viele Menschen welcher Nat ional i tät  in Gött inqen sind von
Asylwiderrufsverfah ren betroffen?

Bei den früher durchgefühften Asylwiderrufuerfahren handelte es sich im
wesentlichen um Personen aus dem lrak bzw. Kosovo. Bis auf einige Altfälle die sich
im Klageverfahren befinden gibt es im r\Ioment keine aktuellen anhängigen Fälre. Da
die Asylwiderrufsverfahren vom Bundesamt für Migration und Flüchflingä
durchgeführt werden kann nicht gesagt werden welche Nationalitäten rion künftigen
Fällen vordringlich betroffen sein werden.

2. Aus welchen Gründen wurden Widerrufsverfahren eingeleitet?

Wesentliche Gründe für die Einleitung von Verfahren ist die Besserunq der
politischen situation und die Verbesserung der medizinischen Versorg"ung in den
Herkunftsländern.

3 . Wie vielen Menschen in Göttrngen wurden bis lang im Rahmen von
Asylwiderrufsverfahren der Aufenthaltstitel aberkannt?

Die Frage kann nicht exakt beantwortet werden, da diese Daten statistisch nicht
erfasst werden. Vom Widerruf waren in den letzten fünf Jahren ca. i S Familien
betroffen.

Welche Folgen hat die Aberkennung des Aufenthaltstitel für die Betroffenen?

Wird eine Niederlassu ngserlaubnis widerrufen ohne das eine befristete
Aufenthaltserlaubnis erteilt wird, so hat dies Zur Folge, dass der Ausländer die
Bundesrepubl ik Deutschland ver lassen muss.
wird nach erfolgtem widerruf eine befristete Aufenthalterlaubnis erteilt, hat dies zur
Folge, dass der Betroffene sich für diese Zeit weiterhin in der Bundesreoublik
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5. Welche Ermessensspielräume hat die VeMaltung bei der Entscheidung, ob ein
Asylwlderrufsverfahren eingeleitet werden soll und bei der letztendlichen
Entscheidung über eine mögliche Aberkennung des Aufenthaltstitels?
Der Rat hat bei  der Verabschiedung des Haushaltes 2008 u.a.  das pol i t ische Ziel
formuliert:
"l\4öglichst vielen Ausländerlnnen soll ein dauerhafter Aufenthalt in Deutschland
ermögl icht werden."
Wird diese Vorgabe mit Blick auf die Einleitung von Asylwiderrufsverfahren
konsequent in Verwaltungshandeln umgesetzt?

Das Bundesamt trift die Entscheidung, ob und wann ein Asylwiderrufsverfahren
eingeleitet wird. Die Ausländerstelle hat hierauf keinen Einfluss.
Bei der Prüfung des Widerrufs der asylbedingten Aufenthaltserlaubnis, hat die
Verwaltung die Ermessensspielräume, die von den geseulichen Vorschriften und den
gericht l ichen Entscheidungen eingeräumt werden, z.B. hinsicht l ich einer Prognose
zur Integration in die Gesellschaft.

6. Verzichtet die Verwaltung in jedem Falle auf die Einleitung eines
Asylwiderrufsverfahrens, wenn dies vom Gesetzgeber nicht zwingend vorgeschrieben
ist?

Die VeMaltung kann nicht auf die Einleitung eines Asylwiderrufsverfahrens
verzichten, weil sie nicht Herr des Verfahrens ist (siehe Vorbemerkung).


